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Die Energiekrise ist kurz vor Weih-
nachten 2022 in Deutschland spür-
bar. Während die Bundesregierung 
neue Energiereserven aufbaut, sind 
die Unternehmen darauf bedacht, 
die ökonomischen Folgen der Ener-
giekrise abzufedern und wo möglich 
Beschäftigung zu sichern.

Für die Produktion benötigen die 
Unternehmen dringend Energie aus 
Erdgas und Kohle. Die Exportnachfra-
ge ist zurzeit deutlich geschwächt. Aus 
diesem Grund hat der Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung seine 
Jahresprognose für 2022 angepasst. Der 
Sachverständigenrat „erwartet, dass 
das reale  Bruttoinlandsprodukt  (BIP) 
in Deutschland nur noch um 1,7  % 
steigt – für das Jahr 2023 erwartet er 
einen Rückgang des  BIP  von 0,2  %. 
Im Jahr 2023 dürften Exporte und In-
vestitionen der Unternehmen aber 

allmählich wieder zunehmen.“ (Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Pressemitteilung, 09.11.2022). Da-
mit die deutschen Exportziele weiter-
hin erreicht werden können und das 
Wirtschaftswachstum wieder ansteigt, 
bedarf es weiterer Maßnahmen des 
Bundes zur Entlastung der bundes-
deutschen Bevölkerung.

Maßnahmen auf dem Energiemarkt

Im vierten Quartal 2022 ist bereits 
das dritte Entlastungspakt verabschie-
det worden. Blicken wir einmal in das 
Ergebnispapier des Koalitionsaus-
schusses vom 3. September 2022. Es 
umfasst Maßnahmen auf dem Energie-
markt wie Preisbremsen für Strom, Gas 
und Wärme. „Die Preisbremsen sollen 
Produktion und Arbeitsplätze in den 
ebenfalls von den hohen Energieprei-
sen stark betroffenen Unternehmen si-

chern“, gab die Bundesregierung am 28. 
November 2022 bekannt.

Zu den Maßnahmen der Bundesregie-
rung zählt das am 10. November 2022 
vom Bundestag verabschiedete Erdgas-
Wärme-Soforthilfegesetz (EWSG). 
Das Gesetz ist am 19. November 2022 
in Kraft getreten. Die Soforthilfe gilt 
für Haushalte sowie Klein- und mit-
telständische Unternehmen ab dem 
01.12.2022. Sie umfasst die Erstattung 
der Abschlagszahlung auf den Bezug 
von Erdgas und Wärme im Dezem-
ber 2022. „Die Höhe der Entlastung 
im Dezember orientiert sich an dem 
im Monat September 2022 prognosti-
zierten Jahresverbrauch. Sie ist somit 
unabhängig vom tatsächlichen Gegen-
wartsverbrauch im Dezember“ (Bun-
desregierung 2022).

Die Energiekrise wirkt sich in unter-
schiedlichen Facetten auf die Bevöl-

BLC Topthema 

Energiekrise – Zuversicht zum Jahreswechsel

»

FOTO: DR. MARCEL HALGMANN



kerung aus, z. B auf die Vermögensbil-
dung von Privathauhalten. Das Institut 
der deutschen Wirtschaft (IW) befasst 
sich im IW-Kurzbericht 87/2022 mit 
der Vermögensbildung und den Mög-
lichkeiten zum Sparen für Haushalte 
in Deutschland. Die Forscherinnen 
und Forscher erläutern, warum weitere 
Maßnahmen der Bundesregierung er-
forderlich sind. „Gerade der Blick auf 
die spezifischen Betroffenheiten und 
Bedarfe verschiedener sozialer Mili-
eus mag deutlich machen, weshalb die 
Bundesregierung mit ihrer Ankündi-
gung einer Gaspreisbremse nochmals 
mit breit angelegten Staatshilfen weit 
über bereits beschlossene Entlastungs-
maßnahmen hinaus geht. Prekäre 
Haushalte stehen vor existentiellen Fra-
gen, während in den Milieus der gesell-
schaftlichen Mitte das Selbstverständ-
nis einer abgesicherten Zukunft wankt“ 
(Niehues et al. 2022, IW-Kurzbericht 
87/2022, S. 3). Der Handlungsbedarf 
zur finanziellen Entlastung von pre-
kären wie nicht prekären Haushalten 
ist daher zwingend notwendig. Auch 
perspektivisch sollten Haushalte nicht 
unter dem Gewinnstreben von Strom- 
und Gasanbietern leiden müssen.

Die Bundesregierung verkündete 
Anfang Dezember 2022 überzoge-
ne Preiserhöhungen von Strom- und 
Gasanbietern verhindern zu wollen. 
Ohne sachliche Rechtfertigung sollen 
zukünftig bis Ende 2023 keine Preis-
erhöhungen mehr möglich sein (vgl. 
Fiedler 2022, Tagesspiegel, 04.12.2022). 
Wirken sollen die Preisbremsen ab 
dem 01. März 2023 und vermutlich 
rückwirkend zum 01. Januar 2023. 
Verbraucherinnen und Verbrauchern 
könnte damit eine zusätzliche Last in 
der Energiekrise genommen werden.

Eine weitere Entlastung mit allge-
meinem Charakter ist die Einfüh-
rung des Deutschlandtickets. Am 08. 
Dezember 2022 einigten sich Bund 
und Länder auf die Einführung des 
Deutschlandtickets. In der Beschluss-
fassung des Bundeskanzlers mit den 
Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder heißt es hier-
zu: „Bund und Länder werden das 
Ticket schnellstmöglich im Jahre 2023 
gemeinsam zu einem Einführungs-
preis in Höhe von 49 Euro monat-
lich  realisieren“ (Bundesregierung, 
08.12.2022). Der Zeitpunkt der Ein-
führung des Deutschlandtickets war 
zum Redaktionsschluss nicht bekannt.

Maßnahmen für Beschäftigte

Im dritten Entlastungspaket ist die 
einmalige Auszahlung der Energie-
preispauschale für Rentnerinnen und 
Rentner in Höhe von 300 Euro und 
eine Einmalzahlung für Studierende in 
Höhe von 200 Euro ab dem 01. Dezem-
ber 2022 vereinbart (vgl. Bundesregie-
rung, 03.09.2022, S. 5).

Im Folgenden widmen wir uns den 
Entlastungen für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer aus dem dritten Ent-
lastungspaket. Zunächst fällt die Inflati-
onsausgleichprämie ins Auge. Gemein-
sam mit Arbeitgeberverbänden und 
Gewerkschaften hat die Bundesregie-
rung diese Inflationsausgleichsprämie 
entwickelt. Sie umfasst einen freiwilligen 
Ausgleich von Preissteigerungen und 
damit verbundenen Einkommensver-
lusten von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern durch Arbeitgeber. Vom 
26. Oktober 2022 bis zum 31. Dezember 
2024 können Arbeitgeber den Beschäf-
tigten einmalig bis zu 3.000 Euro aus-
zahlen. Die Bundesregierung hat sich 
bereit erklärt bis zu 3.000 Euro „von der 
Steuer und den Sozialversicherungsab-
gaben zu befreien“ (Bundesregierung 
03.09.2022, S. 8.). In der Fachliteratur 
wird bei der Umsetzung der Inflations-
ausgleichsprämie auf das Verbot der Ent-
geltumwandlung verwiesen. Auch „ver-
traglich festgelegtes Weihnachtsgeld 
oder andere regelmäßigen Zahlungen 
dürfen nicht als Inflationsprämie um- 

 
deklariert werden“ (Büntemeyer 2022, 
impulse 27.10.2022).

Zur Sicherung von Beschäftigung in 
den Unternehmen werden die Sonder-
regelungen zum Kurzarbeitergeld über 
den 30. September 2022 hinaus verlän-
gert (vgl. Bundesregierung, 03.09.2022, 
S. 10). 

Am 01. Dezember 2022 hat der Bun-
destag das Jahressteuergesetz 2022 be-
schlossen. Im Weiteren wird der Bun-
desrat am 16. Dezember 2022 über das 
Jahressteuergesetz 2022 beraten. Steu-
erliche Entlastungen sind demnach von 
der Bundesregierung für mobiles Arbei-
ten im privaten häuslichen Umfeld ab 
dem 01. Januar 2023 vorgesehen. Die 
Homeoffice-Pauschale, welche bisher 
bis Ende 2022 befristet ist, wird entfris-
tet und optimiert. Pro Jahr werden ma-
ximal 1.260 Euro als Werbungskosten 
von der Einkommensteuer befreit sein. 
Auch werden Regelungen zur Nutzung 
des häuslichen Arbeitszimmers zur Ent-
lastung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern erleichtert (vgl. Bundes-
ministerium der Finanzen, 05.12.2022).

Zudem wird der Arbeitnehmerpausch-
betrag ab dem 01. Januar 2023 auf 1.230 
Euro angehoben. Somit können Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer Wer-
bungskosten in Höhe von 1.230 Euro 
pauschal ohne Nachweis von Belegen 
geltend machen (vgl. Bundesministeri-
um der Finanzen, 05.12.2022). »
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Personalpolitische Maßnahmen  
in der Energiekrise

Wie reagieren Arbeitgeber auf die 
Energiekrise? Die aktuelle Randstad-
ifo-Personalleiterbefragung Q3 2022, 
eine Befragung von 1.000 Personallei-
tungen im dritten Quartal 2022, befasst 
sich mit der Vorbereitung der Unterneh-
men auf die Energiekrise. Die Ergebnis-
se der Befragung lassen vermuten, dass 
die Unternehmen auf die Energiekrise 
kaum vorbereitet sind. Demnach sei-
en nur 29 Prozent der deutschen Un-
ternehmen vorbereitet. Die Befragung 
misst das Vorhandensein eines Notfall-
plan. 51 Prozent der Befragten gaben 
für ihr Unternehmen an, nicht über ei-
nen Notallplan zu verfügen (vgl. Freu-
ding/Garnitz 2022, ifo Schnelldienst, 75, 
Nr. 10, S. 63). Der Notfallplan umfasst 
personalpolitische Maßnahmen in der 
Energiekrise. Auf alle Wirtschaftssek-
toren bezogen sind für jeweils etwa ein 
Drittel der Befragten das Senken der 
Gebäudetemperatur, das Verringern der 
Überstunden und der Urlaubsabbau die 
wahrscheinlichsten Maßnahmen eines 
Notfallplans. Für den Industriesektor 
liegen davon abweichende Werte vor 
(vgl. Abb. 1). Demnach hat für 50 Pro-
zent der befragten Unternehmen der 
Abbau von Überstunden, für 41 Prozent 
der Unternehmen der Abbau von Ur-
laub und für 35 Prozent der Unterneh-
men das Senken der Gebäudetempe-
ratur hohe Priorität. Auch vermehrtes 
Homeoffice ist den Befragten zufolge 
denkbar. Maßnahmen zum Personalab-
bau messen die Personalleitungskräfte 
zunächst keine allzu große Bedeutung 

bei. Bemerkenswert ist, dass die Be-
triebsräte nur in 13 Prozent aller Fälle 
bei der Entwicklung von Notfallplänen 
in der Energiekrise beteiligt werden. 
Mit steigender Beschäftigtenanzahl 
scheint die Beteiligung der Betriebsräte 
wahrscheinlicher zu werden. In jedem 
dritten Unternehmen mit mehr als 500 
Beschäftigten werden die Betriebsräte in 
die Entwicklung des Notfallplanes ein-
bezogen (vgl. Freuding/Garnitz 2022, 
S. 63). Daher sollten die Betriebsräte 
auf die Arbeitgeber zugehen und ihre 
Beteiligung gem. § 87 Abs. 1 Nr. 1-14 
BetrVG beim Erstellen von Notfallplä-
nen einfordern. Dahingehende Mitbe-
stimmungsrechte der Betriebsräte be-
stehen bei der Betrieblichen Ordnung 
(Nr. 1), der Festlegung von Arbeitszeit 
und Arbeitsort (Nr. 4), der Aufstellung 
allgemeiner Urlaubsgrundsätze und 
Urlaubspläne (Nr. 5) und der Ausgestal-
tung mobiler Arbeit (Nr. 14). Besonders 
in Krisenzeiten können die Betriebsräte 
bei der Beschäftigungssicherung mit-
wirken. Es ist auf die Mitwirkungsrech-
te der Betriebsräte gem. § 92a BetrVG 
zu verweisen. Die Betriebsräte können 
demnach Vorschläge zur Sicherung und 
Förderung der Beschäftigung machen. 
In den bevorstehenden Wintermona-
ten 2022/2023 besteht eine Vielzahl von 
Unsicherheiten. Die Betriebsparteien 
sollten Zuversicht bewahren und die 
Themen Ausgleichzahlungen für Be-
schäftigte und Beschäftigungssicherung 
angehen.

Autor: Dr. Marcel Halgmann
Hamburg

Abb. 1:  Maßnahmen eines Energie-Notfallplans in der Industrie.  
Freuding/Garnitz (2022): Human Resources zwischen Energie- und Coronakrise: Das Maßnahmenpakt 
der Unternehmen, ifo Schnelldienst, 75, Nr. 10, S. 63.

Aktuelle  
Rechtsprechung

Bundesarbeitsgericht  
Versetzung ins Ausland
Der Arbeitgeber kann aufgrund seines  
arbeitsvertraglichen Direktionsrechts 
den Arbeitnehmer anweisen, an einem 
Arbeitsort des Unternehmens im Ausland 
zu arbeiten, wenn nicht im Arbeitsvertrag 
ausdrücklich oder den Umständen nach 
konkludent etwas anderes vereinbart 
worden ist. § 106 GewO begrenzt das 
Weisungsrecht des Arbeitgebers insoweit 
nicht auf das Territorium der Bundesre-
publik Deutschland. Die Ausübung des 
Weisungsrechts im Einzelfall unterliegt 
nach dieser Bestimmung allerdings einer 
Billigkeitskontrolle.

BAG, Urteil vom 30. November 2022 -  
Az. 5 AZR 336/21, Pressemitteilung

 
Mehrarbeitszuschläge nach dem Mantel-
tarifvertrag für die Zeitarbeit - Berücksich-
tigung von Urlaubsstunden 
Für das Erreichen des Schwellenwertes, 
ab dem nach den Bestimmungen des 
Manteltarifvertrags für die Zeitarbeit ein 
Anspruch des Arbeitnehmers auf Mehrar-
beitszuschläge besteht, sind nicht nur die 
tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden, 
sondern auch genommene Urlaubsstun-
den zu berücksichtigen.

BAG, Urteil vom 16. November 2022 -  
Az. 10 AZR 210/19, Pressemitteilung

 
Einführung elektronischer Zeiterfassung - 
Initiativrecht des Betriebsrats  
Der Arbeitgeber ist nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 
ArbSchG verpflichtet, ein System einzu-
führen, mit dem die von den Arbeitneh-
mern geleistete Arbeitszeit erfasst werden 
kann. Aufgrund dieser gesetzlichen Pflicht 
kann der Betriebsrat die Einführung eines 
Systems der (elektronischen) Arbeitszeit-
erfassung im Betrieb nicht mithilfe der 
Einigungsstelle erzwingen. Ein entspre-
chendes Mitbestimmungsrecht nach § 87 
BetrVG besteht nur, wenn und soweit die 
betriebliche Angelegenheit nicht schon 
gesetzlich geregelt ist.

BAG, Urteil vom 13. September 2022 -  
Az. 1 ABR 22/21, Pressemitteilung

Landesarbeitsgerichte
Kündigung ohne Anhörung  
des Betriebsrats
Es kann eine grobe Pflichtverletzung des 
Arbeitgebers nach § 23 Absatz 3 BetrVG 
darstellen, wenn er Kündigungen ohne 
vorherige Anhörung des Betriebsrats nach 
§ 102 Absatz 1 BetrVG ausspricht. 

LAG Hessen, Urteil vom 08. August 2022 - 
Az. 16 TaBV 191/21



Beim Online-Talk-am-Fleet am 22. 
November 2022 stand der Dialog 
zwischen Human Resource Manage-
ment und Betriebsrat im Vorder-
grund. Durch das Programm der 
Veranstaltung führte der Inhaber 
der Arbeitsrecht Canzlei Lemke und 
geschäftsführender Gesellschafter 
der BLC, Torsten Lemke. Es verwies 
zunächst auf den erfolgreichen Vor-
trag beim deutschen Betriebsrätetag 
am 09. November 2022 in Bonn: „Be-
triebsrat und BetrVG in einer digitali-
sierten Welt - ein Überblick mit Ideen 
für die praktische BR-Arbeit“ und er-
öffnete die Online-Konferenz.

„Next level work -  
Workflow-Transformation“

Den ersten Vortrag hielt die HR-
Beraterin Frau Christine Hanke mit 
dem Titel „Next level work-Workflow-
Transformation aus Arbeitgebersicht“. 
Christine Hanke begann den Vortrag 
mit Bezug zum Thema Agilität mit 
dem Zitat: „Heute wird der langsamste 
Tag Deines Lebens sein“. Die stete Ver-
änderung mit unklaren Zielzuständen 
sei für sie eine wesentliche Herausfor-
derung der heutigen Arbeitswelt. Wie 

entwickeln wir Lösungen zu den Frag-
stellungen und Problemen der heuti-
gen Arbeitswelt? Ein Schlüssel könne 
die geeignete Methodik sein, so Frau 
Hanke. Mit agilen Methoden könnten 
die bestehenden Herausforderungen 
und die Komplexitäten der Arbeitswelt 
sichtbar gemacht und bewältigt wer-
den.

Frau Hanke stellte anhand eines Wim-
melbilds das Cynefin-Framework nach 
dem walisischen IBM-Berater Dave 
Snowden (1999) vor. Im Wortursprung 
bedeutet „cynefin“ so viel wie Heimat. 
Das Cynefin Framework umfasst fünf 
Dimensionen: 1. obvious, 2. compli-
cated, 3. complex, 4. chaos und 5. dis-
order. Beginnend mit dem Offensicht-
lichen (obvious) besteht in der Regel 
eine richtige Antwort auf eine Frage. 
Die eine richtige Lösung wird abge-
arbeitet. Denkbar ist in komplizier-
ten (complicated) Fällen, dass es auch 
mehrere richtige Antworten gibt. Aus 
diesen Antworten sind die jeweils zur 
Fragestellung passenden Antworten zu 
wählen. Es kann auch komplexe (com-
plex) Fragestellungen geben, auf die es 
keine klaren Antworten gibt. Hier sind 
Projektteams gefordert, die Lösungen 

in sogenannten Arbeitsschleifen entwi-
ckeln. In der Dimension Chaos (chaos) 
bestehen in der Regel unbekannte Vari-
ablen, die eine neue Herangehensweise 
und Kreativität in der Lösungsentwick-
lung erfordern. Experten für das Pro-
blem können demnach auch Experten 
für die Lösung sein. Die Dimension 
Unklarheit (disorder) erfordert das Er-
arbeiten von Klarheit. In Retrospek-
tiven kann die Art und Qualität der 
Zusammenarbeit betrachtet werden. 
Retrospektiven dienen der Evaluation 
von Handeln und Prozessen. Auf die 
Zusammenarbeit bezogen kann die 
Frage „Wie arbeiten wir zusammen?“ 
beispielhaft sein.

Aus Sicht von Frau Hanke sind aktu-
elle Trendthemen der Personalarbeit 
die Personalrekrutierung, Personalbin-
dung und Vergütung. Anhand dieser 
drei Themen diskutierten die Teilneh-
menden aktuelle Herausforderungen 
für die Personalarbeit der Betriebe. Die 
derzeitigen Herausforderungen beste-
hen demnach in den Flexibilitätsanfor-
derungen an Führungskräfte und Be-
schäftigte sowie der Geschwindigkeit 
des Wandels. 

Stellenbewertung in  
Vergütungssystemen

Im zweiten Vortrag referierte Herr 
Gary Ginster, Business Coach und 
früherer GBR-Vorsitzender eines Un-
ternehmens aus der Lebensmittelin-
dustrie, gemeinsam mit BLC-Beirat 
Prof. Dr. Florian Schramm zum Thema 
„Stellenbewertung in Vergütungssyste-
men“. Der Vortrag umfasste die folgen-
den drei Themen:

 
1.	�Vergütung und deren Gerechtigkeit 

als Herausforderung
	  

2.	�Stellenbewertung: Gestaltungsmög-
lichkeiten

	  
3.	Stellenbewertung als BR-Projekt

Im ersten Teil des Vortrags stellte Herr 
Prof. Dr. Schramm Vergütungssysteme 
und Bestandteile einer variablen Ver-
gütung vor. Darüber hinaus behandel-
te Herr Prof. Schramm Kernfragen zur 
Gerechtigkeit von Vergütung. Es sei hier 
zwischen objektiven Kriterien von Ver-
gütungsgerechtigkeit und der subjekti-
ven Gerechtigkeit zu differenzieren. Die 
subjektive Gerechtigkeit könne von dem 
subjektiven Erleben von Beschäf-
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tigten abhängen. Subjektive Kriterien 
könnten beispielsweise der „psycholo-
gische Vertrag“ mit dem Unternehmen 
und die wahrgenommene Verteilung 
von Vergütungsbestandteilen in Relati-
on zu anderen Beschäftigten sein. 

Als zweites Thema behandelte Herr 
Prof. Dr. Schramm die Stellenbewer-
tung und formulierte die Anforderun-
gen an die Stellenbewertung als Teil 
eines personalwirtschaftlichen Sys-
tems. Zu unterscheiden sei zwischen 
dem analytischen und summarischen 
Stellenbewertungsverfahren. Bei der 
analytischen Stellenbewertung wä-
ren mehrere Kriterien einzeln und in 
Kombination zu bewerten, so Prof. Dr. 
Schramm. Die Ergebnisse der Bewer-
tungen würden anschließend addiert. 
Hingegen erfasse die summarische 
Stellenbewertung Tätigkeiten ganzheit-
licher und führe zu einer Gruppierung. 
Nach Einschätzung von Herrn Prof. Dr. 
Schramm seien beiden Stellenbewer-
tungsverfahren für die betriebliche An-
wendung geeignet.

An diese Ausführungen anknüpfend 
präsentierte Herr Gary Ginster ein 
GBR-Projekt zur Stellenbewertung in 
einem Unternehmen aus der Lebens-
mittelindustrie. Es wurden wesentliche 
Überlegungen zur Interessenlage, den 
Zielen und Projektschritten aus GBR-
Sicht dargestellt. Das BLC/ALC-Team 
um Prof. Dr. Schramm und Torsten 
Lemke wurde vom Gesamtbetriebsrat 
als Sachverständige für die Stellenbe-
wertung hinzugezogen.

Zur Stellenbewertungen bestehen in 
der Praxis verschiedene Modelle. Üb-
licherweise finden Modelle von Unter-
nehmensberatungen wie beispielsweise 
von Hays und Mercer Anwendung. Im 
bestehenden Projekt lautete die Vorgabe 
der Geschäftsführung wie folgt: Die Stel-
lenbewertung und Eingruppierung soll-
ten nach dem Mercer-Modell erfolgen. 
Zunächst plante der Gesamtbetriebsrat 
für drei Betriebsratsgremien ein In-
house-Seminar zum Thema Betriebliche 
Entgeltgestaltung, welches vom BLC/
ALC-Team durchgeführt wurde. Das 
BLC-Team richtete u.a. zwei Fragestel-
lungen an die Betriebsräte. Zum einen 
ging es um die Erwartungen zur Zielset-
zung gerechter Entlohnungsgrundsät-
ze und zum anderen um die Interessen 
der Betriebsräte und den Regelungsge-
genstand. Anhand der Fragestellungen 
konnten die Interessen der Betriebsräte 

frühzeitig geklärt, und für die Zielset-
zung berücksichtigt werden.

Nach Einschätzung der BLC-Sach-
verständigen sollte die Zielsetzung 
des Projektteams auf GBR-Seite sein, 
das Mercer Modell anzuwenden und 
das System ergebnisorientiert so an-
zupassen, dass die Interessen und die 
Ziele des GBR bestmöglich umgesetzt 
werden. In einem Kick-Off-Meeting 
wurden mit Geschäftsführung und 
HR-Abteilung die beiderseitigen Inte-
ressen und Erwartungen an die Ver-
handlungen zunächst offengelegt. Die 
Verhandlung erfolgte über die Zuhilfe-
nahme eines Projektplans, sodass stets 
Klarheit über die Projektziele und die 
zeitliche Abfolge der zu verhandelnden 
Themenbereiche bestand. 

Den rechtlichen Rahmen bildet in 
der betrieblichen Lohngestaltung und 
besonders beim Festlegen von Entloh-
nungsgrundsätzen § 87 Nr. 10 BetrVG. 
Dementsprechend sollte die Einstufung 
von Beschäftigten innerhalb von Ge-
haltbändern erfolgen. 

Durch den Abschluss einer Gesamt-
betriebsvereinbarung konnte der GBR 
neben vielen Details folgende Kernziele 
erreichen:

Einerseits konnten gerechtere Entloh-
nungsgrundsätze dadurch erzielt wer-
den, dass Tätigkeiten, die nicht explizit 
in Stellenbeschreibungen aufgeführt 
waren, aber durch die Beschäftigten er-
ledigt wurden, künftig durch finanzielle 
Zulagen entlohnt werden. Andererseits 
hat der GBR erreicht, dass der Arbeit-
geber bei der Eingruppierung bzw. bei 
der Einordnung von Beschäftigten in 

die Gehaltsbänder, gewisse Gehalts-
grenzen weder unter- noch überschrei-
ten darf, ohne dass der Betriebsrat dem 
zugestimmt hat. Da diese beiden Punk-
te grundsätzlich nicht der betrieblichen 
Mitbestimmung unterliegen, wurden 
hier zwei wesentliche Gestaltungsziele 
des GBR erreicht. 

Des Weiteren wurde eine paritätische 
Bewertungskommission eingerichtet, 
die für die Bewertung neuer Stellen, 
anhand festgelegter Kriterien zustän-
dig ist. Jede Partei kann außerdem nach 
vorgegebenen Kriterien zur Neubewer-
tung von bestehenden Stellen aufrufen. 

Zusätzlich wurde vereinbart, dass 
bei Streitigkeiten, die sich aus der An-
wendung und Auslegung der Gesamt-
betriebsvereinbarung ergeben, ins-
besondere bei Uneinigkeiten der zu 
bewertenden Stellen, die Parteien nach 
einem definierten Eskalationsprozess 
die Einigungsstelle anrufen können. 

Wir bedanken uns herzlich bei Frau 
Hanke, Herrn Ginster und Herrn Prof. 
Dr. Schramm für ihr Mitwirken beim 
Talk-am-Fleet und der Nachbetrach-
tung. Das Organisationsteam hat sich 
entschieden, drei Veranstaltungen 
„Talk-am-Fleet“ in 2023 durchzufüh-
ren. Am 27. März und 17. November 
2023 werden wir eine Online-Konfe-
renz planen. Einen neuen Anlauf für 
eine Präsenzveranstaltung werden wir 
am 27. Juni 2023 nehmen. Informati-
onen finden Sie auch auf unserer TaF-
Homepage www.talk-am-fleet.de

Autor: Dr. Marcel Halgmann
Hamburg
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Wie im Vorjahr haben wir uns für eine 
gemeinsame Spendenaktion von BLC 
Betriebsrat Consulting GmbH und 
ALC Arbeitsrechts Canzlei Lemke zum 
Weihnachtsfest entschieden. Mit unse-
rer erneuten Spende an den Regenbo-
gen Verein für diakonische Jugendar-
beit e. V. in Kaltenkirchen möchten wir 
weiterhin zur Förderung von jungen 
Menschen und Familien in verschiede-
nen Lebensbereichen beitragen. 

Holger Lindner, Geschäftsführer und 
pädagogischer Leiter, nahm die Spende 
von Torsten Lemke dankend am 10.  

Dezember 2022 entgegen und führte 
Herrn Lemke durch die Einrichtung. 
Dabei sprach Herr Lindner über das 
neue Regenbogen-Projekt „Inklusi-
on vor Ort – Zukunft gemeinsam ge-
stalten“, welches im Januar 2023 star-
ten wird. Das Projekt ist eng mit dem 
Kreis Segeberg verbunden und stellt 
sich dem Thema Inklusion. Ziel des 
Projekts ist es, Menschen, die von Bar-
rieren betroffen sind, am Abbau von 
Barrieren beteiligen und sie darin be-
stärken, sich für ihre Belange einzu-
setzen. Das Projekt widmet sich den 
Bereichen „Inklusionsbegriff und in-
klusive Grundhaltung“, „Partizipation 
und Empowerment“ sowie „Identifi-
zieren von Barrieren und das Ermögli-
chen von Teilhabe“.
 
Wir wünschen dem Regenbogen Ver-
ein für diakonische Jugendarbeit e. V.   
einen erfolgreichen Projektstart und 
weiterhin gutes Gelingen.

Bis zur Ausgabe der 35. BLC News 
werden wir die Folgen der Energie-
krise unter die Lupe nehmen. Auch 
werden wir ermitteln, welche Stra-
tegien Arbeitgeber und Betriebsräte 
zum Umgang mit Krisensituationen 
anwenden. Wir wünschen Ihnen 
eine schöne Weihnachtszeit und ein 
gesundes neues Jahr 2023.

Ihr BLC Team

BLC Ausblick 
Eine Vorschau auf  
die BLC-News


